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Strafverfügung

gemäss Art. 70 des Bundesgesetzes vom 22. März 1974 über das Verwaltungsstrafrecht
(VStrR; SR 313.0)

im Verwaltungsstrafverfahren des Staatssekretariates für Wirtschaft (SECO)

gegen

ne xumümaIEmüxga91l13l]

wegen

Verstoss gegen Art. 14b Abs. 1 (Anhang 18) der Verordnung vom 4. März 2022 über
Massnahmen im Zusammenhang mit der Situation in der Ukraine (SR

946.231.176.72, nachfolgend «Ukraine-Verordnung» genannt)1 sowie Art. 6 Abs, 1
(Anhang 4) der Verordnung vom 16. März 2022 über Massnahmen gegenüber Bela-

rus (SR 946.231.116.9, nachfolgend «Belarus-Verordnung» genannt2)

1 Abrufbar in allen Versionen unter §&94ßJ? 14,176 72 - Verordnung vor, 4 März 2C22 pjx:r Massnahmen im Zbsarnmenttallg DLl der Situation Ën
der Ukraine iadmin.ch}

2 AËxufciar in aßen Versionen unter SR 946_231.116 9 - Ver9,rdnung v3m 16 März 2022 über Massnahmen gegenüber Belarus (admin_cH

https://www.seco.adrnin.ch
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1. Prozessqeschichte

1. Am 19. September 2022 eröffnete cbs Staats sekretariat für Wirtschaft SECO mittels Verfügung
ein Verwaltungsstrafverfahren gegenB/egen Verdacht auf Verstoss gegen Art. 14b Abs
1 (Anhang 18) der UkraIne'Verordnung bzw. Art. 6 Abs. 1 (Anhang 4) der Belarus-Verordnung. Dabe

aufgefordert, bis zum 20. Oktober 2022 (auf Antrag des Rechtsvertreters =wurde
wurde die Frist auf den 4. Navember' 2022 erstreckt) zum vorgeworfenen Verhalten Stellung

zu nehmen, die geforderten Informationen und Dokumente einzureichen sowie diverse Fragen zu be.
antworten.

i t e i t u n g z u r E r ö Kn u n g e i ==: 3 : 1==Tt:1: = t :al:: i l :LI:SIE : rEise : : :hUH : t 37: : : =
Zu$arnmenhang geltend gemachten Argumente sind unter Ziff. 14 wiedergegeben.

3. Mit Schreiben vom 16. Januar 2023 hat das SECO, unter Bezugnahme auf die Stellungnahme

v o Ir1r11 3 • N o v e 1rIr1 b e iT/?1 : : :1h=11 uasl=:: :d:1; :Er;=1 AJe8 Ef ; : :: 5:1: : 1

geforderten Unterlagen wurden dem SECO am 30, Januar 2023 und somit fristgerecht zugestellt.

4. Die Untersuchungen in diesem Verwaltungsstrafverfahren wurden am 2. März 2023 mit dem
SchIussprotokoll gem Art. 61 Abs. 1 VStrR abgeschlossen. Mit Schreiben vom gleichen Tag wurde das
Sctltussprotoka II dem Rechtsvertreter H em Art 61 Abs. 2 VStrR eröffnet und =
Wurde die Gelegenheit eingeräumt. sich dazu zu äussern, die Akten einzusehen und eine Ergän-

ersuchte der Rechtsvertreter
Stellungnahßre zum Schluss.

protokoll auf den Zeitpunkt von la Tagen aber Erhalt der Akten. Beides wurde vom SECO antragsge-
mäss mit Schreiben vom 13. März 2023 gewährt. Innerhalb der so er$treckten Frist nahm der Rechts-
vertreter}[ 3rnit Schreiben vom 24. März 2023 Stellung zum Schtusspratokoli. Er machte
gehend, dass der Straftatbestand eines Verstosses gegen Art. 14b Abs. 1 der Ukraine-Verordnung nicht
erfütlt sei, da der inner schweizerische Versand von Waren nicht dem Begriff des cTranspoRs& im Sinne
der Ukraine-Verordnung entspreche; weiter führte er aus. dass es sich bei den Verstössen vielmehr um
<blasse Ausrei ser !handle}, welche aus der grossen Arbeitsbelastung der D8klaranten resultieren».

ung zu beantragen. Mit Schreiben vom 6. März 2023
Akteneinsicht und Fdsterstreckung in Bezug auf eine

5 Mit Stmfbesüeid vom 26. Apa 1 2023 wurde wegen mehrfachen Verstosses
gegen Art. 14b Abs. 1 (Anhang 18) der UkraineVerordnung und Verstoss gegen Art, 6 Abs. 1 (Anhang
4) der Belarus-Verordnung schuldig erklärt und in Anwendung von Art. 7 Abs. 1 und Art. 9 VStrR zur
Bezahlung einer Busse von 7'810 Franken verurteilt und es wurden ihr Verfahrenskosten von insgesamt
1290 Franken auferlegt.

6 hat über ihren RechtsveRreter am 26, Mai 2023 fristgemäss Einsprache gegen
den $trafknscheid eingereicht, mR folgenden Anträgen:

• dasVerwaltung$strafverfahren gegen seI unverzüglidr einzustellen.
• unter Kosten. und Entschäd}gungsfoigen zu Lasten der Bundeskasse.

11. Sachverhalt

7 Das Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit BAZG hat zwischen April und September 2022 be
der Zollstelle mi!insgesamt zwölf Sendungen
Bestirnrnungsland russische FödemM©Ms blockiert und vorsorglich sichergestellt, die-Waren
enthalten haben, die mutma$stich gegen die Sanktionsrnassnahmen gern. der Ukraine-Verordnung oder
der Belarus-Verordnung verstossen. Diese Warenserldüngen waren allesamt begleitet von Ausfuhrdo-
kumenten. db von einem Zolldeklaranten E. ] ausgefüllt worden waren,
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8.Elf dieser Sendungen waren Gegenstand der Eröffnungsverf®ung vom 49, September 2022:

• 39.4.2022, Zolldeklarabon 22CHEE000652912697.1 für die Ausfuhr eines Getriebeteils fOr Per-
sonenwagen der Marke Mercedes Benz zu einem Wert von CHF 2261.70. welches ein Luxusgut
i.S.v. Anhang 18 Ziff. 47 der Ukraine'Verordnung darstellt.

• 1.7.2022 und4 7.2022, Zolldekl3rat}amen 22CHEE000666173:%6 l und CHEE00066&+22678 1
for die Ausfuhr von zwei Teilen und Zubehör für Motorfahrzeuge der Nr. 8701 - 8705 der Marke
Porsche zu eInem Betrag von CHF 2048.10 und CHF 418.38, welche Luxus9üter nach Anhang
18 Ziff. 17 der Ukraine.Verordnung darstellen

e 4.7.2022, Zotldeklaratiön 22C}IEEC>00666419284.1 für die Ausfuhr eines Goldringes mit Stein,
Warenwert CHF 4000'00, welcher ein Luxusgut i.S.v. Anhang 18 Ziff 10 der Ukraln@VeroK!-
nung darstellt

6 12.7.2022. Zo!!deklaraüonen 22CHEEOO%67948+13.1 und 22CHEE00C>668514535.1 HIr die
Ausfuhr einer Lenkung +Steering tlnkp (Warenwrt CHF 12C>0.00) und von zwei Beta9sätz8n
<Sets of pads for car 8 (Warenwert je CHF 400.00), welche als Teile und Zubehör für Mo{odahr.
zeuge der Nr. 8701 - 8705, Anhang IB Ziff. 47, ex. TariF-Nr. 8708 der U}(rain&Verordnung zu-
geordnet werden können.

. 18.7,2022, Zolldeklaration 22C}4EE00C>668961179. 1 for die Ausfuhr eines Hemdes <Palm An-
gelse, Taöf Nr . 6205.9090 und eines Paars Schuhe, Tarif Nr. @402.9900, Waranwert CHF
1000.00, welche LuxusgQler 1.S.v. Anhang 18 Ziff. 8 der Ukraine.Verordnung darstellen

p 19.7 2022, Zolldeklaratbn 22CHEE00Q6692C)5062.1 für die Ausfuhr eines Herodes €Palm An-
gels$ Tarif Nr. 6205.2000 und von zwei Paar Turnschuhen €Off.White>, Tarif Nr. 6403.99, Wa-
renwed CHF 1000, v/eiche Luxusgüter 1.S.v. Anhang 18 ZiFf. 8 der Ukraine-Verordnung dars tel.
len

• 4.8.2022, ZolldeNara8an22CHEE000671762900.1 für die Ausfuhr von z\vel Herrenanzügen Ta-
df Nr. 6103.10la. Warenwert CHF 639.Da und CHF 609.00, welche Luxus9Cter i. S.v. Anhang
18 Zig 8 der UkraIne-Verordnung darstellen.

' 30.8.2022, Zotldeklaration 22CHEE00C>675703148.1 für die Ausfuhr eines Graphikproze$sors,
Tarif Nr. 8471.8000 zu einem WbrenweR von CHF 1'000. welcher eine Maschine i,S.v. Anhang
4 darstellt und damit von den M3ssnahrnen gem. Art, 6 Abs, l der Belarus.Verordnung betroffen
ist

e 12.9.2022, Zotldeklaration 22CHEE000677858251.1 für die Ausfuhr eines Laptops (und zv/ei
Adaptern) Tarif Nr. &471.3000. Warenwert CHF 1000, welcher ein Luxusgut i.S.v' Anhang la
Ziff. 15 der Ukraine-Verordnung dar6teltt.

9 Nach Eröffnung des vorIIegenden Verwaitungsstrafverfahrens gegen am 19
Septerntnr 2022 wurden dem SECO vom BAZG zwei weitere Verstösse gegen die UkraIne-Verordnung

durch== gerneldet

• 11.8 2022, Zoltdeklaratbn 22CHEEOI30671762701.1 für dIe Ausfuhr eines Blasinstruments Te-
nor Sax Lupifaro, Tarif Nr. 9205.9090. Warenwert CHF 1643, welches ein Luxusgut i-S.v. An
hang 18 Ziff 49 der Ukraine-Verordnung (Musikn$burnente im Wert von mehr ats CHF 1’500)
darstellt.
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• 27.1.2023, Zolldeklaration 23CHEEe)o0698258346.1 für die Ausfuhr eines gebrauchten Man.
tels, Tarif Nr. 6202.4000 im Wert von CHF 1000, welcher ein Luxusgut I.S.v. Anhang 18 Ziff. 8
der UkraËnoVerordnung darstellt. Diese Sendung wurde der Empfäßgedn in Moskau zugesteHt.

IËI. RechtIIches

40. Gemäss Art 14b Abs. I der Ukrain&Verordnung s'nd der Verkauf, die Lieferung, die Ausfuhr,
der Transport und die Durchfuhr von Luxusgütern gemäss Anhang 18 an Personen, Unternehrner! oder
Organisationen in der Russischen Föderation oder zur Verwendung in der Russischen Föderation ver.
tx>ten. Sofern in Anhang 18 nichts Andres angegeben isC gilt das Verbot nach Art. 14b Abs. 1 der Ukra-
ine-Verordnung für Luxusgüter mit einem Stückpreis von über CHF 300 (Anhang 18 zur Ukraine-Verord.
nung, Vorbemerkungen}.

Gem. Art, 6 Abs. 1 der Belarus-Verordnung sind der Verkauf. die Lieferung, die Ausfuhr, die Durchfuhr
und der Transport von Maschinen gemäss Anhang 4 nach oder zur Verwendung in Belarus verboten.

11. Wer gegen Art. 14b Abs. l der Ukraine-Verordnung bzw. Art. 6 Abs. 1 der Belarus-Verordnung
verstösst, wird nach Art. 9 des Bundesgesetzes über die Durchsetzung von tnternationaten Sanktionen
(Embarg<)gesetz, Emt>(3, SR 946.231) bestraft (Art. 32 Abs. 1 Ukraine-Verordnung bzw. Art. 28 Abs. 1
Belarus-Verordnung). Verstösse nach den Ad 9 und 10 EmbG werden vom SECO verfolgt und beurteilt;
dieses kann Besch}agn8hmungen oder Einziehungen anordnen (Art. 32 Abs. 3 Ukraine-Verordnung
bzw. Art 28 Abs. 3 Belarus.Verordnung). Das Bundesgesetz vom 22.3.1974 über das Verwattung$straf-
recht (VStrR. SR 313.0) ist anwendbar (Art. 14 Abs. 1 gmt>6)

IV. Erwägungen

Objektiver Straftatbestand

12 Indem ins9esarnt zwölf Warensendungen von Gütern gem Anhang 18 der Uk.
raine-Verordnung mit einem Warenwert von rrlehr aIs CHF 300 pro einzelnes Stück zur Ausfuhr aus der
Schweiz und Lieferung in die russische Föderation angenommen, dafür die Zoltanmeldung mittels der
nötigen Verzollungspapiere vorgenommen, dIe Waren dem Zoll zur Ausfuhr und Lieferung in die russi.
sche Föderabon angemeldet und in diesem Zusammenhang transportiert hat, verstiess sie in objektiver
Hinsicht gegen Art 14b Abs. 1 (Anhang 18} der Ukrain&Verordnung

13 Indem eine Waren sendungen für eInen Graphikprozes$or der Tarif Nr
8471.8000 zu einem Warenwert von CHF ICK}C). welcher eIne Maschine i.S.v. Anhang 4 der Belarus-
Verordnung darstellt, zur Ausfuhr aus der SChweIz und LIeferung nach Belarus angenomrnen. daFür die
Zotlanmeldung mittels dar nötigen VenoltungspapËere vorgenommen, die Waren dem Zoll zur Ausfuhr
und Lieferung nach Belarus angemeldet und in diesem Zusammenhang transportiert hat. verstiess sie
in objektiver Hinsicht gegen Art. 6 (Anhang 4) der Belarus-Verordnung

14 macht in ihrer Stellungnahme vom 3 November 2022 geltend, eine Eröffnung
des Verwaltungsstrafverfahrens sei nicht angezeigt gewesen, da bereits objektiv tatbestandiËch kein
Fehlverhalten der Mandantschaft vorliege resp. ein mögliches Verschulden so gering sei, dass unter der
Geltung des Zoilguetzes kein Strafverfahren eröffnet worden wäre, aus drei GrQnclen: 8) die in der
EröHnungsverfü9ung aufgeführten elf Gegenstände seien von =lcht verkauft. sondern
lediglich bis zum Ort der ZolldeHaration transportiert worden und es sei die Zollanmel<Jung durchgeführt

Idwort:fen und es sei somit der objektive Straftatbestand nicht
(22CHEE000666 173346.1 und 22CHEE C)0%66422678.1
Russland ausgeführt \vorcien; für diese beiden Sendung
der Zollbehörden jedoch erteilt worden und diese Wären seien auch physisch zur Ausfuhr an = 411 1
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zurü<$gegeben worden. KEntsprechende Ausdrucke aus der Zoll-Software Dec lare tl aus
we}c:hen sich ergibt, dass Freigaben erteitt wurden, können dem SECO auf erste Anfrage zur Verfügung
gestellt werden 8; c) dass für die beiden unter b) genannten Ausfuhrsendungen weder vorsätzlictres Han.
dein vorliege, sondern vIelmehr ein Versehen und dass eine Sorgfalt spflichtverletzung nIcht gegeben
sei

15. Sämtiiche unter d9r Ziff. 8 und 9 aufgeführten Waren, die am Zoll blockIert worden. sind. weiser1
gem. der ZolldeHaraUon Zolltaäfnummem auf, die unter Anhang 18 der Ukraine-Verordnurtg fallen und
haben einen Warenwert von mehr als 3CX) Schweker Franken. Damit gelten für diese Güter die Bb
schränkun9en gem. Art. 145 Abs. 1 der UkraIne-Verordnung.

16. Der unter Ziff. 8 genannte Graphikprozessor hat eine Zolltarifnümmer (8471.8cJoa>, die ini An.
hang 4 der Belarus.Verordnung aufgeführt Ist und einen Warenwert von CHF IC>00 und ist damit von
den Massnahmen gem. Art. 6 Abs. 3 der Belarus-Verordnung betroffen.

17. ArtIkel 14b Abs 1 der Ui<raine-Verordnung stellt Insgesamt fünf verschiedene Handlungen unter
StraFe: den Verkauf, die Lielvrung , die Ausfuhr, den Transport und die Durchfuhr von LuxusgQtern ge-
mäss Anhang 18 an Personen. Unternehmen oder Organisationen in der Russischen Föderatian oder
zur Verwendung in der Russischen Föderation

18. Unbestritten ist. dass es im vorliegenden Fall v/eder um den Verkauf, noch um die Durchfuhr
von Luxusgütern gem. Anhang 18 an Personan, Unternehmen oder Or9anisat}onen in der Russischen
Födeiation oder zur Verwendung in der Russischen Föderation geht. Vielmehr geht es in casu um die
Lieferung. die Ausfuhr und den Transport dieser Güter in die russische FöderaBoß bzw zur Verwendung
In der russischen Föderalion

19. Die Beschutdigte hat insgesamt zwölf Sendungen von Gütern gem Anhang 18 mit einem Wa-
renwed von mehr als CHF 300 pro Stück zur Lieferung in dIe russische Föderation angenommen ebenso
eine Sendung nach Belarus, dafür die Zoltanrneldung rrüttels der nötigen Verzaltungspapiere vor9enorn
men. dIe Waren dem Zoll zur Ausfuhr angernoldet und in die 9ern Rahmen die Waren transportiert. Der

lrensendungen erfolgte vorn Ort der Übergaba an
mit dem Ziel, die Warensendungen auszuführen undS

in dIe russm$deratior+ bzw. in einem Fall nach Be}aru$ zu liefern. Die Warensendungen wurden
jedoch durch die Intervention der ZollsteHe A lgestoppt

20. Die BeschuldIgte macht in ihrer $teliungnahrne warn 3. Novern5er 2022 geltend, die Warensen.
dun9en, welche dern $ECO vom Zoll gemeldet worden sind, seien gar nicht ausgeführt wordon und
sornit auch nicht in dIe russische Föderation geliefert v/orden, der StraFtatbestand sei somit nicht erfüllt,
da dIe Tat nicht vollendet worden sei. in ihrer Einsprache vorn 26. MaI 2023 führt==$eM
aus. dass die TathandturIg der Ausfuhr und der Lieferung höchstens versucht seien, denn die Waren
$elan weder ausgeführt nach geliefert worden. Der Versuch einer Tatbegehung erfordere indes einen
Tatenschluss, wetchen es auf SeitenR It>er gar nicht gegeben habe. Diese beiden Tatbestands.
varianten schieden als Antasstat im konkreten Fall aus (Rdz. 4 der Einsprache vom 26. Mai 2023)

21. Es wird in casu vorn SECO nicht bestritten. dass etf von zwölf für die AusFuhr in die Russische
Föderation bestimmten Warer}sendungen sowie die eine für dIe Ausfuhr nach Belarus bestimmte Wa-
rensendung. dIe bei der Zollst8 IIe =l•nlnöiockiert worden sind. nIcht aus der Schweiz ausge-
führ{ \./orden sind bzw. nicht in db
mehr sind dies8 Wärar\sendungen
chergest8llt worden; dadurch wurde in Bezug auf die Ausfuhr aus der Schweiz und der Lieferung in die
russische FCXlor8bon bzw. nach Belarus eine Vollendung der Tat in Bezug auf zwölf von drebehn Sen-
düngen verhindert Hingegen räumt der R8chtsvertret8r selber ein, dass in Bezug auf
die Zolldeklaration 23 CHEE00C1698258346,1 ein gebrauchter Mantei mit Tartf Nr. 6202 40(D im Wert
von CHF l’ooo einer Empfängerin in Moskau zugestellt worden Ist (Rdz 6 der Elnsprache n

russische Föderation bzw. nach Belarus ge:Ëefert worden sind. VIel-
isiim Rahmen der Verzo}lung durch die Zotlstel le
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Kom 26. Mai 2023). In Bezug auf diese Sendung wurde somit die Tathandtung sowohl der Ausfuhr
wie auch der LIeferung eines Luxusgutes gem, Anhang 18 der UkraËne-Verordnung an eine Person in
der russischen Föderation bzw. zur Verwendung in der russischen Föderation sehr wohl vollendel da
der Mantel sowohl aus der Schweiz in die russische Föderation ausgeführt worden ist wie auch an eIne
Person in der russischen Föderation bzw. zur Verwendung in der russischen Föderation geIIefert worden
ist. Wëiter Ist darauf hinzuweisen, dass in Bezug auf die zwölf vom BAZG beim
B$ichergestellten Sendungen (wovon elf in die russISChe FöderatIon
bare Tätigkeit der Ausfuhr und Lieferung in di8 russische Föderation von
geführt worden isI die Vollendung der Tat jedoch einzig aufgrund der IntAZG, welches
die von Dektaranten
getreten ist

jzur Ausfuhr deklarieRen Sendungen sichergestellt hat, nIcht ein-

In Bezug auf die Tathandlung des Transportas von Waren zur Ausfuhr und Lieferung in die rus-22.
sische Föderation bzw. nach Belarus ist die Tathandil So ha
n die Waren vom Ort der Abgabestelle in der

.portiert, mit dem Ziel, die Senclun! dtefüIHEl&!!
Föderation bzw. in einem Fall nach Belarus zu liefern. Die$eTransportdien$tteistun9 ist vom Verbot gern.
Art. 14b Abs. 1 der Ukraine-Verordnung bz\v. Art. 6 Abs. 1 der Belarus-Verordnung erfasst. Durch diese
Transporte zum Zweck der Ausfuhr nach Russland bzw. Belarus hat die Beschuldigte in objektiver Hin-
sic 1l1 lnehrfach gegen das Verbot in Art. 14b Abs. 1 der UkraIne-Verordnung so\vie gegen das Verbot in
Art, 6 Abs. 1 der Bëiarus.Verordnung verstossen. Für die Voliendung der Tat wird nicht verlangt, dass
die Güter das Bestimmungsland erreicht haben müssen. Da die für di9 Ausfuhr und die Lieferung in die
russische Föderation bzw. in einem Fall nach Betarus bestimmten Waren sendungen erst nach dem von

bis ËerFo$gten Transport bzw. nach
d€;mmml 1@A8 ËZoll steHe gestoppt wor-
den sind. liegt ein verbotener Transport i.S.v. Art. 141:1 Abs. 1 der Ukraine-Verordnung bzw. Art. 6 Abs. l
der Belarus-Verordnung vor,

23. In Ihrer Stellungnahme zum Schlussprotokotl vom 24. März 2023 so#ie in ihrer Einsprache vorn
26. Mai 2023 rnachtB_ 3 geltend, irrt Umkehrschluss zu Art. 128 der Ukräne-VeroHnung
ußteßie9e in Art. 141:1 Abs. 1 der Ukraine-Verordnung der innerschweizeri sche Versand von Waren nicht
dem Begriff des <Transports>: eFrag lich ist dabei zunächst, ob der innerschwe2eäsche Versand von
Waren diesem Begriff unterfällt oder ob dieser lediglich den Transport aus der Schweiz in und durch
einen Drittstaat erfasst. Für Letzteres spächt eindeutIg Art. 12a der UkrainoVerordnung. Denn dieser
vea3Ëelet explizit den 'Transport [von Rohöl und Erdölerzeugnissen] in und durch die SchweIz. Da Art.
14b nur vom Transport spdcht, muss dieser den aus$erschweizeäsch8n Transport meinen, eine andere
Einschätzung lässt sich mIt dem Bestirnrntheitsgebot nicht in Einklang bringen. Hierfür spricht im at>H-
gen, dass der rein innerschweëzedsche Transport die inkrimlnierten Waren nicht weiter an das russische
resp. belarussische Staatsgebiet brin9tb (Rdz. 5 der Stellungnahme vom 26. Mai 2023)

Bezüglich des Argumentes wonach im24

Ukrain©Verordnung das Verbot des-mTaFgjEem. Art. 14b
Umkehrschluss zu Art. 123 Abs. 1 der
der Ukraine-Verordnung lediglich den

ausserschweizerischen Transport (Transport aus der Schweiz in und durch einen Ddttstaat) umfasse.
nicht aber den innerschweizerischen Transporl. ist Folgendes zu sagen: Verbote des Transportes von
Waren sind in den Art, 4 Abs. l. 5 Abs. 1. 9a Abs. 1, 31 Abs. 1, lla Abs. 1. 12a Abs. 1. 12b, 14a Abs.
1, 14b Abs. 1, 14c Abs. 1. 14d Abs. 1 der UkraIne-Verordnung $tatuiert. Diese Transportverbote betreffen
sowohl Importe wie Exporte. Bei einer näheren Betrachtung fällt auf, dass die Transpoaverbate unter-
schiedlich formuliert sind. je nachdem ob das Transportverbot einen Import oder Export betrifft- Bei
Transportverboten betreffend Importen wird der Transport in und durch die Schweiz unter Strafe gesteHt
(Art. 128 Abs. 1, AR 146 Abs. 1, Art. 14d Abs. l). Dies macht Sinn, da diese Bestimmungen sowohI die
EinFuhr als auch die Durchfuhr von Waren in und durch die Schweiz verbieten. Bei den Transportverbo-
ten betreffend Exporte erfolgt keine weitere Präzisierung. Da bei all diesen Artikeln mit Transportvertio-
ten betreffend Exporte sowohl die Durchfuhr durch die Schweiz als auch die Ausfuhr aus der Schweiz
ebenfalls verboten sind (Art 4 Abs. 3. Art. 5 Abs. 1, Art 9 Abs. l, An. 11 Abs. 1. Art lla Abs- 1, Art.

6/1 1
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14b Abs. l) sind diese Transportverbote dahingehend zu verstehen, dass auch der rein inn9rschweize-
d sche Transport zum Zweck der Ausfuhr in die russische Föderation verboten ist. Im Übrigen ist nicht
ersichtlich, wieso – v/ie vom Rechtsvertreter Behauptet (Rdz 5 der Einsprache vorn 26.

die irtkrirninieRen Waren nicht v/eiter an das rLßSb
Dar Transport einer Warensendung vom K

sehr wohl als wichtiger ZMsctlenschhR im Prozess des Trans.
portes. der Ausfuhr und der Lieferung dieser Waren sendung in die russIsche Föderation bzw. nach Beta-
rus betrachtet werden

Mai 2023) - der rein innerschweizeäsche Transpor
sche resp. belarussische Staatsgebiet bängen soll

lkannlIEzum

25. Weiter ist festzuhalten, dass im vorliegenden Fall der Transport der dreizehn beanstandet8n
Sendungen in zwölf Fällen zurn Zweck der Lieferung und Ausfuhr in die IUSsische Föderation (bzw- in
einem Fall nach Belarus) erfolgt ist und somit sehr wohl von Art 14b Abs. 1 der Ukraine-Verordnung
erfasst ist. SchIËes8ltch Ist darauf hinzuweisen. dass für ali diese Sendungen die Zolldekl3ration durch

Zolldeklaranker3ausgefüllt worden ist. die Waren dem Zoll zur Ausfuhr angemeldet
worden sind und die Sendungen lalalich aufgrund der Intervention der Zollsteilen gestoppt worden sind und entsprechend - mit einer Ausnahme . nicht in die niMjerabaß
ausgeführt worden sind. Damit liegt ein Transport i.S,v
Art. 6 Abs. 1 Belarus-Verordnung vor.

Art. 14b Abs. 1 der UkraIne.Verordnung bzw.

26. Damit sInd alle objektiven Tatbestandsrnerkmale erfüllt. Die Tat ist
somit vollendet und der objektive Tatbestand erfü!it. Es liegt entgegen der
nicht nur ein Versuch gemäss Art. 22 StGB vor. HinsIchtlich der Zolldeklaration 23
CHEF(X)(B98258346.1 ist die Tat auch in Bezug auf die Ausfuhr und die Lieferung in dIe russische
Föderation bzw. zur Verwendung in der russischen Föderation vollendet, zwischen diesen beiden volt-
endeten Tatbeständen liegt echte Konkurrenz Vor.

in Bezug auf don Transport
Annahme

27. In Bezug auf die beiden Sendungen gem. der Zotkieklaration 22CHEEOC)0666173%6.1 und
CHEEOO0666422678. 1 vom 1.7.2022 und 4.7 2022 (Ausfuhr von Teilen und Zubehö! für Motorfahaeu9e
der Nr. 8701 - 8705) wurden am 30. Januar 2023 von [ }luf Ersuchen des SECO Aus-
drucke aus der Zo118oftware Dectare it eingereicht, als Nachweis. dass diese Waren vom Zoll zur Sen-
dung Freigegeben worden sejgn. In diesem Zu$anrß}enhang ist darauf hinzuweisen, dass diese bei<:len

Sendungen mehrere Teile enarielten, von denen lediglich die zwd unter der Ziff. 7 erwähnten Teile wert.
mässig den Schwellenwert von CHF 300 gem. Anhang 18 der UI<reine-Verordnung erreicht haben und
entsprechend nicht in die russische F&!er3tion ausgeführt werden durften. Entgegen der Behauptung
=in ihrer Stellungnahme vom 3. November 2022, wurden dIese zwei Teile nicht in die
russische Föderation ausgeführt. D}e in der Zoll-Software Dectare it aufg8fDhrten Teile der beiden Sen-
dungen 22CHEEOO0666t73 316 l und CHEEOOC}666422678, für welche eine Sendungsfreigabe er.
folgte. betreffen ausschliesslich TeiËe. welche die wertmässige Schwelle von CHF 300 nicht erreichten,
entsprechend nicht von den Sankttonsma$snahmen aufgrund der Ukraine-Verordnung betroffen waren
und somit auch nicht Gegenstand dieses Verwaltungsstrafverfahrens sind.

Subjektiver Straßatbesta nd

28. Besürnrnt es das Gesetz nicht ausdrücklich anders, so ist nur strafbar. wer ein Vetbrechen oder
Vergehen vorsätzlich begeht (Art. 12 Abs. 1 StGB). Art_ 9 des Embargc>gesetzes i. V-m Art, 32 Abs. 1
der Ukraine bzw. Art. 28 Abs. 1 der Belarus.Verordnung steHen sowohl den vorsätzlichen wie fahrlässi-
gen Verstoss gegen die Sanktionsmassnahmen von Art. 14b Abs. 1 der Ukraine-Verordnung bzw. Art.
6 Abs, 1 der Belarus-Verordnung unter Strafe.

29. Vorsätzlich begeht ein Verbrechen oder Vergehen, wer die Tat mit Wissen und Witten ausführt.
VorsätzIIch handelt bereits, wer die Verwirklichung der Tat für möglich hält und in Kauf nimmt (Art. 12
Abs. 2 des Schweizeds6hen Strafgesetzbuches, StGB, SR 311.O} Fahrlässig begeht ein Verbrechen
oder Vergehen. wer die Folge seines Verhaltens aus pßichtwtdriger Unvorsict\tigkëit nicht bedenkt oder
darauf nicht Rücksicht nimmt. Pftichtai€!dg ist die Unvorsichligkeit. v/enn der Täter die Vorsicht nicht
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beachtet. zu der er nach den Umständen und nad\ seinen persönlichen Verhältnissen verpflichtet Ist
€An 12 Abs 3 StGB).

30 in ihrer Stellungnahme vom 3 November 2022 und 24. März 2023 macht ü 8
geltend, dass ein mögliches Verschulden so gering sei, dass unter der Geltung des Zolbesetzes kein
Strafverfahren eröffnet worden wäre (Ziff 1., l. AbschnItt), bzw. dIe Zalldekl8ranten
jedenfalls mit Sicherheit nicht vorsätzlich gehandelt haben .., und dass vielrnehr wahrscheintFch ist. dass
die zwei unter Ziff. 21 genannten Sendungen versehentIIch ausgeführt worden seien, so wie auch die
Freigabe dieser beiden Sendungen durch den Zoll ein Versehen gewesen sein dürfte.... Und fraglich
sei. ob eine versehenüiche Deklaration unter Fahrlässigkeit sgesichtspunkten relevant sein könnte; auch
dies seI zu verneinen, da eine Sorgfaltspflichtverletzung nicht gegeben sei (Ziff. 1., 5. Abschnitt}. diese
erfordere indIviduelle Vorwerftnrkeit ... und dass eine Freigabe von Seiten des Zo ils vorgelegen habe.
übertra9e man den Sachverhalt auf das Zotl(sträDrecht, so habe der Zoll auf d}ese ungeheure Belastung
von Dek}aranten reagiert und seine $trafpraxis deutlich ab9ernildert; BeI geringfügigen Wdertrandlungen
respektive geringfügigen Verschulden leite der Zoll seither keIne Strafverfahren mehr ein.

33 . Es ist vorab festzuhalten, dass erstens der Transponder dreizehn Waren sendungen vom =
–Zum Ra zweitens die ZoUdokIaratlon und -anmeldung zwecks Aus-
fuhr und Lieferung dieser Warensendungen in die russische F{Xieraüon (bzw. in einem Fall nach Belarus)
und drittens die Ausfuhr und Lieferung der Sendung 23 CHEE00069825 8346 1 in dIe russische Fodera
bon bzw. zur Verwendung in der russischen Föderation mit Wissen und M lg8mä ss dem Auftrag =

erfolgt ist

32 K - =Mrd jedoch nicht vorgeworfen. Im vorliegenden Fatl vorsätzlich gegen Art 14b
Abs l der Ukraine.Verordnung bzw, Art. 6 Abs. I der Belarus-Verordnung vor stossen zu haben, viel-
mehr geht es um eine f8hdässig3 Vedëtzung der UkraIne- und Belarus-Verordnung.

Ënd Weise. \vie die33 Die Verstösse gegen de beiden Verordnungen sind
lmgesetzt wordenSanktionsmasssnahmen gegen Russland und Belarus inn-

sInd. So füllten die Zolldeklaranten ungeachtet der aufgrund der Ukraine. und der Belarus-Verordnung
geltenden Massnahmen die Zoildek laralionen für Warensendungen in die russische Föderation und
Belarus aus in der Annahme, dass problematische oder verbotene Sendungen vom Zot 1 gestoppt wür
den. Damit kamKT• ihrer Verantwortung,
=sicherzustellen, dass sanktioni6A6 Warensendurm
sche Föderation cxier nach Belarus aus der Schweiz ausgeführt werden und in diesem Zusammenhang
transportiert v/erden, nicht nach. Es gehört zu den Sor9fattspftbhten eines ZolidekIaranten oder einer
Zotideklarantin zu prüfen, ob in Bezug auf eine Warensendung Verbote, Beschränkungen odef Auflagen
bestehen Bestehen Verbote hinsëhtËich der Ausfuhr von Waren, dürfen diese nicht zur V8rzoiltlng an-
gemeIdetwerden Aufgrund ihres Status als €Zugelassener Empfänger und VersenderD gilt für =
eine erhöhte Sorgfaitspnichl Urn eine korrekte Umsetzung der Sankllonsrnassnahrnen gegen Russ-

daher im Verlauf des Bearbeitungsprozesse$
bis spätestens z uni Ausfüllen der

Zolldeklaration überprüfen müssen. ob das fm3ssnahrnen betroffen ist (1) und, falls
dern so Ist. in einem zweiten Schritt (ii} überprüfen müssen, ob der Inhalt der =lktioai8rt
Ist Erst wenn diese Prüfung erfolgt ist und zum Ergebnis gefahR hat, dass eine H=icht sanktio'
ni8ä ist, kann die Zciiarlmeldung durchgef(lha werden. Wenn ZweËfel bezüglich der RechimässigkeËt

können jederzeit beim Zoll oder dem SECO Erkundigungen eingeholt
Ins Zielland ausgeführt werden darf oder vielmehr blockiert werden oder an den

muss. Im vodie9er\den Fall hatKdle ot>genannte UberprQ-
fung nbtlt vorgenommen und deshalb pnict\twidäg unvorsichtig gehandelt. Es kann nicht von einem Ver-
sehen die Rede sein. sondern von einer mangelhaften Umsetzung der Sartktionsmassnahmen aufgrund
ungenügender Compliance Massnahmen.

Bl111waaBa!aMHeWM

land und Belarus sIcherzustellen, hätt,
zwischen der AuFgabe der Warensel

Absender retourn+5tmJen

9} in Ihrer Steitungnahqbe auf das Schlussprotokotl vom 24 März 2023 macht
gettend bei den dreëehn Verstössen handle € es sich um blosse Ausre}sser. welche aus der grossen
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wird Art. 6 Abs_ 2 VStrR auf die schuldigen Organe. Organmitgiieder, geschäftsFtMenelen Gesei tschaf-
ter, tatsächlich leitenden Personen oder Ltquidatoren angewendet {Art. 6 Abs. 3 VStrR}

40. Fällt eine Busse von höchstens CHF 5'e>oo in Betracht und würde die Ermittlung der nach Art. 6
VStrR strafbaren Personen Unter$uchungsma$snahnen bedingen, die im Hinblick auf die verwirkte
Strafe unverhäËtnismäs9ig wären, so kann von einer Verfolgung dieser Personen Umgang genommen
und an ihrer Stelle die juristische Person, die KaI}ektËv- oder KammanditgeseUschaft oder die EinzeKirma
zur Bezahlung der Busse verudeiit werden (Art. 7 Abs. 1 VStrR). Bussen bis zu CHF 5'OOO sind nach
der Schwere der Wderhandlung und des Verschutciens zu bemessen. andere Strafzunessun9$gründe
müssen nicht berücksichtigt werden (Art. 8 VStrR).

41 in ihrer Stellungnahme vom 3 November 2022 hat wohl ein Or9anigrarrlm mit
Namen von verschiedenen verantwortlichen Personen des Unternehmens eingereicht in Anbetracht der
Tatsache. dass a) es im vorliegenden Fall zu insgesamt dreizehn Verstössen durch unterschiedliche
Zoltdeklaranten gekomrnen ist und von generell ungenQgenden Compliance-Massnahmen zur Umset.
zun9 der Ukraine. und Belarus-Verordnung als Ursache für die voriieg8ndon Verstösse auszugehen Ist
b} aufgrund der eher bescheidenen Deltktsumme eine Busse von höchstens CHF 5'C>00 pro Verstoss in
Betracht fällt und c) die ErmIttlung der nach Artikel 6 VStrR strafbaren natürlichen Persanon Unt8rsu-
chungsmassnahmen bedIngen WUrde, d}e im Hinblick auf die verwirkte Strafe unverhältnlsmä$sig wären ,
wird im vorIIegenden Fall gestützt auf Art. 7 Abs IVStrR von einer Verfolgung dieser Personen Umgang
genommen und an ihrer SteIler –= zur 8ezat\tung der Busse verurteilt.

42. Das Verschulden ist nicht unbedeutend, ist es doch zu insgesamt dreIzehn Verstössen (deNa.
dede Sendungen gern, ZIff. 6 und 7) mit einer Deliktsumme von CHF 15’619 18 (Total der unter der Ziff
8 und 9 aufgeführten Warenwerte für die dreizehn Sendungen) gekommen, die auf generell ungenQ-
gende Comp]Ëance4aassnahmen zur Umsetzung der Ukfaiße- und Belarus-Verordnung als Ursache zu-
rückzuRIhren sind Zu erwähnen ist, dass es nach der Eröffnung des vorliegenden Strafverfahrens zu
einem weiteren Verstoss gekommen ist, Schliesslich gilt es festzuhalten, dass s}ch=T- 1 vo 1
Beginn des Verfahrens an kooperativ zeigte.

V1. Verfahrenskost8n

43. Gemäss Art 94 und 95 VStrR werden die Verfahrenskosten bestehend aus der Spruch- und der
Schreibgebühr der Verurteilten aufedegt.

44, Diese \verden gestützt auf Art, 64 und 94 VStrR sowie Art. 7 Abs 2 Bst a und Art. 12 Abs 1 der
Verordnung vorn 25. November 1974 über Kosten und Entschädigungen im Verwattun9ssbatverfahlen
(SR 313,32) auf 1'310 Franken (SpruchgebQhr von 1'200 Franken und Schreibgebt>hr von 1 30 Franken)
festgelegt
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Aufgrund dieser EIwägungen hat

das Staatssek?etarlat für Wirtschaft {SECO}

erkannt:

1.
aiuin

Ëwird wegen mehrbctlen Verstosses gegen Art.
FFiürtg und Verstoss gegen Art. 6 Abs, 1 (Anhang 4}

der Belarus-Veroßlnußg scholdig erklärt.

2 In Anwendung von Art. 7 Abs 1 und Art 9 VStrR wird zur Bezahlung einer
Busse von 7'810 Franken verurteilt

3 werden zudem die Verfahrenskosten von insgesamt 1'310 Franken best&
herld aus einer SprudrgebQhr von 1'200 Franken sowie den Schrott>gebühren von 1 1 C Franken
auferlegt

4. Die vorliegende $tra$/erfügung wird in zwei Exemplaren und per Einschreiben
niE Rückschein über deren RechtsveRreter erOffrtet. -

F{echtmfttelbeIehru dg

innen
Das

zehn Tagen seit der Eröffnung dieser Verfügung d:e Beudeiiung durch das
Begehren um gerichtliche BeurteiËun9 lst schriftiich boim Rechtsdiën st des

SEC C> ( Staats sekretariat für WirtschaFt SECO, Ressort Roch!, Holzikofenv/eg 36, 3003 Bern) einzu-
reichen. Wird inneR der gesetzlichen Frist die Beurteilung durch das Strafgericht nicht verlangt. so steht
die Straf. oder Einziehu11gsverfügung einem rechtskräftigen Urteil gleich (Art 72 V$trR}

Der Gesamtbetrag von 9:120 Franken ist alsdann inneß weiteren 30 Tagen auf das Konto des Staats-
sekretariats für Wirtschaft (SECO) IBAN CH7709000000300CB3895 zu überweisen.

Staats sekretariat für Wißschatt

mMRm 8{hT3
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